Geſetz-Sammlung 


„für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 
Bo 2 en Mn Firm van al 


—— Nr. 3. 


(Nr. 8398.) Allerhöchſter Erlaß vom 20. Januar 1876. „betreffend die Einführung einer 
Generalſynodal⸗Ordnung für die evangeliſche Landeskirche der acht älteren 
Provinzen der Monarchie. 


Ri in Gemäßheit Meines Erlaſſes vom 10. September 1873. eine außer⸗ 
ordentliche Generalſynode den von dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath in Ver⸗ 
einigung mit dem Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten feſtgeſtellten und von 
Mir genehmigten Entwurf einer Generalſynodal⸗Ordnung berathen hat, ertheile 
Ich kraft der Mir als 1 5 des landesherrlichen Kirchenregiments zuſtehenden 
Befugniſſe der als Anlage beifolgenden Generalſynodal⸗Ordnung für die evan⸗ 
5 geliche Landeskirche der acht älteren Provinzen der Monarchie 1 Meine 
Sanktion und verkünde dieſelbe als kirchliche Ordnung. Das wichtige Werk 
einer ſelbſtſtändigen Verfaſſung für die evangeliſche Landeskirche iſt hiermit in 
allen ihren Entwickelungsſtufen begründet; überall ſind den Gemeindegliedern 
weſentliche Befugniſſe der Theilnahme an der kirchlichen Geſetzgebung und Ver⸗ 
waltung übertragen. „Ich vertraue auf die N Gottes, an deſſen 
Segen Alles gelegen iſt, daß auch dieſe neue Ordnung dienen wird zur Hebung 
des kirchlichen Lebens, zur Herſtellung des en Friedens und zur Anregung 
eines 3 4 und erſprießlichen Zuſammenwirkens aller Betheiligten für die 
Wahrung des evangeliſchen Glaubens und guter Sitte. So weit es zur Aus⸗ 
e der Generalſynodal-Ordnun nicht noch einer Mitwirkung der Landes⸗ 
geſetzge ung bedarf, wegen deren Herbeiführung von Mir das Erforderliche 
veranlaßt iſt, hat der vangeliſche Ober⸗Kirchenrath mit dem Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten wegen dieſer Ausführung die weiteren Einleitungen 
zu treffen. Zugleich beſtimme Ich, daß die Vorſchriften des $. 7. Nr. 6. der 
Generalfynodal- Ordnung über das förmliche Disziplinarverfahren auf diejenigen 
Disziplinarunterſuchungen, welche am Tage der Verkündung dieſes Erlaſſes 
ereits eingeleitet ſind „keine Anwendung finden, dieſe Unterſuchungen vielmehr 
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Ausgegeben zu Berlin den 28. Januar 1876. 


8 
nach dem bisherigen Verfahren zu Ende zu führen find. Der gegenwärtige Erlaß 
it durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 
Berlin, den 20. Januar 1876. 


Wilhelm. 
Falk. 


An den Minifter der geiſtlichen ꝛe. Angelegenheiten und den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. 


Generalſynodal-Ordnung 
für die 
e vangeliſche Landeskirche 


der 


acht älteren Provinzen der Monarchie. 


N 
Der Verband der Generalſynode erſtreckt ſich auf die evangeliſche Landeskirche 


der acht älteren Provinzen der Monarchie. ; 
Der Bekenntnißſtand und die Union in den genannten Provinzen und den 


dazu gehörenden Gemeinden werden durch dieſes Verfaſſungsgeſetz nicht berührt. 


% 
Zuſammenſetzung. 
F. 2. 


Die Generalſynode wird zuſammengeſetzt: 

1) aus 150 Mitgliedern, welche von den Provinzialſynoden der Provinzen 
Preußen, Brandenburg, Pommern, Poſen, Schleſien, Sachſen, Weſt⸗ 
phalen und der Rheinprovinz gewählt werden; 

2) aus ſechs Mitgliedern, von welchen jede evangeliſch⸗theologiſche Fakultät 
an den Univerſitäten Königsberg, Berlin, Greifswald, Breslau, Halle 
und Bonn eines aus ihrer Mitte wählt; l 

3) aus 


Pe 
3) aus den General-Superintendenten der im Generalſynodalverbande 
ſtehenden Provinzen; 
aus dreißig vom Könige zu ernennenden Mitgliedern. 


Die Berufung der Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode von 
ſechs Jahren. 


N.. f 
„Die zufolge §. 2. Nr. 1. zu wählenden Mitglieder werden auf die acht 
Provinſalſonadch Waigel veutheil, daß die Spade g 1 
der Provinz Preußen e 24, 
. Brandenburg e 27, 
„ 5 enn 18, 
5 . Poſen Deen N Ma 9, 
. „FCC AR 21, 
. % 8 4% 24, 
. n Westphalen la e e 40 12, 
hee rien 15 


Mitglieder wählt. 

Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß 

1) ein Drittheil aus den innerhalb der Provinz in geiſtlichen Aemtern 
der Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen, 

2) ein Drittheil aus ſolchen nen der Provinz gewählt wird, 
welche in Kreis- oder Provinzialſyno en oder in den Gemeindekörper⸗ 
ſchaften derſelben als weltliche Mitglieder entweder zur Zeit der Kirche 
dienen oder früher gedient haben; 

3) die Wahlen für das letzte Drittheil ſind an dieſe Beſchränkungen nicht 

ebunden, ſondern können auch auf andere angeſehene, kirchlich er- 
1 und verdiente Männer gerichtet werden, welche der evangeliſchen 
Landeskirche angehören. 


Alle Gewählten müſſen das dreißigſte Lebensjahr zurückgelegt haben. 


. 4. 


Königlicher Verordnung bleibt es vorbehalten, die Ausſonderung der Re⸗ 
idenzſtadt Berlin und ihrer Umgebung aus dem Synodalverbande der Provinz 
randenburg, die Einrichtung einer beſonderen Provinzial» (Stadt-) Synode 
Berlin und die Vertheilung der Zahl der Mitglieder anzuordnen, welche dem⸗ 
nächſt die Synoden der Provinz Brandenburg und der Stadt Berlin nach dem 
aßſtabe der in ihnen vorhandenen evangeliſchen Bevölkerung in die General- 
ſynode zu entſenden haben. f 
„Ueber die einzelnen hierzu erforderlichen Beſtimmungen ſind die vereinigten 
re rnoden von Berlin und die Provinzialſynode der Provinz Brandenburg 
zu hören. 
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Veränderungen der hiernach getroffenen Anordnungen, welche durch ſpätere 
landesgeſetzliche Feſtſtellung eines beſonderen provinziellen Verbandes für die 
Stadt Berlin und ihre Umgebung bedingt werden ſollten, erfolgen gleichfalls 
durch Königliche Verordnung. 


II. 
Wirkungskreis. 


$. 5. 


Die Generalſynode hat mit dem Kirchenregimente des Königs der Erhaltung 
und dem Wachsthum der Landeskirche auf dem Grunde des epangeliſchen Be- 
kenntniſſes zu dienen; Regiment, Lehrſtand und Gemeinden zur Gemeinſchaft der 
Arbeit an dem Aufbau der Landeskirche zu verbinden; auf Innehaltung der be- 
en Kirchenordnung in den Thätigkeiten der Verwaltung zu achten; über 
ie geſetzliche Fortbildung der landeskirchlichen Einrichtungen zu beſchließen; die 
Fruchtbarkeit der Landeskirche an Werken der chriſtlichen Nächſtenliebe zu fördern j 
die Einheit der Landeskirche gegen auflöſende Beſtrebungen zu wahren; der pro⸗ 
vinziellen kirchlichen Selbſtſtändigkeit ihre Grenzen zu ziehen und fie in denſelben 
zu ſchützen; die Gemeinſchaft zwiſchen der Landeskirche und anderen Theilen der 
evangeliſchen Geſammtkirche zu pflegen, zur interkonfeſſionellen Verſtändigung 
der chriſtlichen Kirche zu helfen, und überhaupt ſowohl aus eigener Bewegung 
als auf Anregung der Kirchenregierung, in Gemäßheit dieſer Ordnung, Alles zu 
thun, wodurch die Landeskirche gebaut und gebeſſert und die Geſammtkirche in 
der Erfüllung ihrer religiöſen und ſittlichen Aufgabe gefördert werden mag. 


Geſetzgebung. 


. 6. 


Landeskirchliche Geſetze bedürfen der Zuſtimmung der Generalſynode und 
werden von dem Bee kraft feines Rechts als Träger des Kirchenregiments, 
erlaſſen. Sie werden behufs der Beglaubigung von dem Präſidenten des Evan- 
geliſchen Ober-Kirchenraths gezeichnet. 

Die Generalſynode hat das Recht, landeskirchliche Geſetze vorzuſchlagen. 

Bevor ein von der Generalſynode angenommenes Geſetz dem Könige zur 
kirchenregimentlichen Genehmigung vorgelegt wird, ift die Erklärung des Miniſters 
der geiftlichen Angelegenheiten darüber herbeizuführen, ob gegen den Erlaß deſſelben 
von Staatswegen etwas zu erinnern ſei. a 

Ein Kirchengeſetz erhält ſeine verbindliche Kraft durch die Verkündung in 
dem unter Verantwortlichkeit des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths erſcheinenden 
kirchlichen Gefeh- und Verordnungsblakt. Sie beginnt, ſofern in dem Geſetze 
kein anderer Anfangstermin beſtimmt iſt, mit dem vierzehnten Tage nach dem⸗ 
jenigen Tage, an welchem das betreffende Stück des genannten Blattes in Berlin 
ausgegeben worden iſt. 8 7 
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Folgende Gegenſtände unterliegen ausſchließlich der landeskirchlichen Ge- 
ſetzgebung: | 

1) die Regelung der kirchlichen Lehrfreiheit 

2) die ordinatoriſche Verpflichtung der Geiſtlichen 


3) die zu allgemeinem landeskirchlichem Gebrauche beſtimmten agendariſchen 

ormen. 

Soll die Einführung agendariſcher Normen nur für einzelne 
Provinzialbezirke erfolgen, ſo bedarf es der Zuſtimmung der betreffenden 
Provinzialſynode. 

Inſofern beſtehende agendariſche Ordnungen die Verwaltung der 
Sakramente betreffen, dürfen ſie in den 9 Gemeinden nicht ohne 
Zuſtimmung der Gemeindeorgane verändert werden, er ob die 
Peg durch landeskirchliche oder provinzielle Geſetzgebung be⸗ 

oſſen iſt. 

Durch vorübergehende Verhältniſſe bedingte und daher nur zeit- 
weilige liturgiſche Anordnungen werden mit Ermächtigung des Königs 
vom Evangelifchen Ober⸗Kirchenrathe getroffen. 

Die Julaſſung von Katechismuserklärungen, Religionslehrbüchern 
und Geſangbüchern erfolgt für den allgemeinen landeskirchlichen Ge⸗ 
brauch nach ertheilter Billi ung der Generalſynode, für den provinziellen 
Gebrauch nach ertheilter Billigung der Provinzialſynode, durch Ver⸗ 
fügung des Kirchenregiments. Gegen obligatoriſche Einführung ſolcher 
Ba Bücher ſteht jeder einzelnen Gemeinde ein Widerſpruchs⸗ 
recht zu; 

4) die Einführung oder Abſchaffung allgemeiner kirchlicher Feiertage; 

5) Aenderungen der Kirchengemeinde und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873 und dieſer Ordnung, ſowie Aenderungen der Kirchen⸗ 
des den welche den Grundſatz betreffen, wonach das Kirchenregiment 
des Königs durch kollegiale, mit geiſtlichen und weltlichen Mitgliedern 
beſetzte Kirchenbehörden auszuüben iſt; 


die Kirchenzucht wegen a allgemeiner Pflichten der Kirchen- 
lieder, ſowie die Disziplinargewalt über Geiftliche und andere Arcen 
iener. Bis zur anderweiten kirchengeſetzlichen Regelung der Diszipli⸗ 
nargewalt bei Dienſtvergehen der Superintendenten, eiſtlichen und 
niederen Kirchendiener finden auf das förmliche Disziplinarverfahren, 
ſowie auf die vorläufige Dienſtenthebung gegen dieſelben die Beſtim⸗ 
mungen der $$. 22. 23. Nr. 1., 24. 27. 28. 31. bis 45. und 48. 
bis 54. des Geſetzes vom 21. Juli 1852. (Geſetz⸗Samml. S. 465.) 
mit der Maßgabe Anwendung, daß die in dem genannten Geſetze dem 
Disziplinarhofe und den Provinzialbehörden beigelegten W dene von 
den en enen nach den für das Verfahren bei den Pro⸗ 
vinzialbehörden vorgeſchriebenen Beſtimmungen zu üben find, die Se 
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e ee beigelegte gutachtliche Thätigkeit fortfällt und die Zu⸗ 

ſtändigkeiten des Miniſterial⸗ beziehungsweiſe Staats⸗Miniſterialreſſorts 
dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrathe zukommen; 

7) die kirchlichen Erforderniſſe der Anſtellun sfähigkeit und die kirchlichen 
Grundſätze über die Beſetzung der geiftfihen Kemer, 

8) die kirchlichen Bedingungen der Trauung. f 


. 8. 


Der Kirchenregierung wie der Generalſynode bleibt unbenommen, auch 


über andere Gegenſtände der kirchlichen Ordnung, deren allgemeine kirchengeſetz⸗ 
liche Regelun heilfam erachtet wird, Geſetzesvorſchläge zu machen. 

It diet Regelung erfolgt, ſo kann weder eine Veränderun derſelben, 
noch deren Ueberlaſſung an die provinzialkirchliche Wie dung oder an das 
kirchenregimentliche Veroͤrdnungsrecht anders als im Wege der landeskirchlichen 
Geſetzgebung geſchehen. 395 


Es hängt vom Ermeſſen der Kirchenre ierung ab, über Geſetzesvorſchläge, 


welche fie der Generalſynode zu machen beabfi tigt, zuvor die Provinzialſynoden 
beziehungsweiſe die ausſchließlich baheligten, zu gutachtlicher Aeußerung zu 
Wen Bei Veränderungen, welche die Liturgie betreffen ($. 7. Nr. 3.), 
ſoll dieſe Anhörung der Provinzialſynoden in der Regel geſchehen. 


. 10. 


Veränderungen der revidirten Kirchenordnung für Weſtphalen und die 
Rheinprovinz können, wie bisher, von den Provinzialſynoden dieſer Provinzen 
beſchlaſde und durch Beſtätigung der Kirchenregierung in Kraft geſetzt werden. 

erden Beſtimmungen der genannten Kirchenordnung durch ein von der 
Kirchenregierung beabſichtigtes landeskirchliches Geſetz betroffen; ſo müſſen die 
REN der beiden Provinzen, bevor der Geſetzesvorſchlag an die Generalſynode 
gelangt, gutachtlich gehört werden. 

Gehen ſolche uten Pro von der Generalſynode aus, ſo ſind die 
Gutachten der genannten Provinzialſynoden vor der Einholung der Königlichen 
Sanktion zu veranlaſſen. f 

Aeußern ſich beide Synoden übereinſtimmend gegen die Veränderung ihrer 
Kirchenordnung, ſo bleiben dieſe Provinzen von dem Geltungsbereiche der be— 
treffenden landeskirchlichen Vorſchrift ausgenommen. 


Kirchliche Vermögensrechte und Beſteuerung. 


. 11. 


Die Generalſynode übt eine Kontrole über die vom Evangeliſchen Ober⸗ 
Kirchenrathe verwalteten oder unter ſeine Verfügung geftellten kirchlichen Fonds 
und ſonſtigen kirchlichen Einnahmen, und vereinbart mit ihm die leitenden Grund⸗ 


ſätze 


* 


1 


ſätze für ihre Verwendung. Der Generalſynode, und in den Jahren, in welchen 
fie 2 nicht verſammelt, dem Synodalvorſtande ift die Jahresrechnung über 
dieſe Fonds zur Prüfung und Ertheilung der Entlaſtung vorzulegen. 


9. 12. 


f Von der Verwendung der unter der Verwaltung des Miniſters der geiſt⸗ 
lichen Angelegenheiten ſtehenden kirchlichen Fonds und der im Staatshaushalts⸗ 
Etat für kirchliche Zwecke bewilligten Mittel giebt der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath 
auf Grund der Nachrichten, welche er darüber vom Miniſter der geiſtlichen 
Angeler enheiten erhalten hat, der Generalſynode Kenntniß. Sobald ſolche Fonds 
oder kittel in die Verwaltung der Kirche übergehen, erweitert ſich die ſynodale 
Kenntnißnahme zur Kontrole 6. 05 


. 13. 


Anordnungen der Kirchenregierung wegen Einführung neuer, regelmäßig 
wiederkehrender, ſowie wegen Abſchaffung beſtehender landeskirchlicher Kollekten 
bedürfen der Zuſtimmung der Generalſynode. 


$. 14. 


Die Bewilligung neuer Ausgaben für landeskirchliche Zwecke, ſoweit ſie 
durch Umlagen auf die 5250 7 oder Kirchengemeinden gedeckt werden ſollen, 
erfolgt im Wege der kirchlichen Geſetzgebung. 

Der bewilligte, durch Umlage aufzubringende Betrag wird über die Pro⸗ 

vinzen der Landeskirche nach einem Maßſtabe repartirt, welcher vorläufig durch 
Königliche Verordnung aufgeſtellt, endgültig zwiſchen der Generalſynode und der 
Kirchenregierung vereinbart wird. 
e Die auf die einzelnen Provinzen entfallenden Beträge werden nach den 
in den $$. 72., 73. der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. Sep⸗ 
tember 1873. aufgeſtellten Normen, für die Provinzen Rheinland und Weſtphalen 
nach Maßgabe des F. 135. der Kirchenordnung vom 5. März 1835. einer Unter- 
repartition unterworfen und an die Konſiſtorialkaſſen und von dieſen an den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath abgeführt. 


$. 15. 


Auch die Einkünfte des Kirchenvermögens und der Pfarrpfründen können 
durch ein Kirchengeſetz zu Beiträgen für kirchliche Zwecke herangezogen werden. 
Dies iſt nur zuläſſig bei Kirchenkaſſen, ſofern die etatsmäßige Solleinnahme 
derſelben die etatsmäßige Sollausgabe um mehr als ein Drittheil der letzteren, 
und wenigſtens um dreihundert Mark jährlich überſteigt, bei Pfarrpfründen, ſo⸗ 
fern der jährliche Ertrag derſelben auschließlich des Wohnungswerths auf mehr 
als ſechstauſend Mark ſich beläuft. Dieſe Beiträge dürfen gehn Prozent des 
fährlichen Ueberſchuſſes der Solleinnahme der Kirchenkaſſe und des über die 
5 von ſechstauſend Mark hinausgehenden Pfründenertrages nicht über⸗ 
reiten. 
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Anträge und Beſchwerden. 


$. 16. 


Die Generalſynode kann durch Anträge, welche fie beſchließt, das Kirchen⸗ 
regiment in dem ganzen Bereiche ſeiner Thätigkeit zu den Maßregeln anregen, 
die ſie dem landeskir 5 75 Bedürfniß entſprechend erachtet. Auf jeden ſolchen 
Antrag muß ein Beſcheid, im Falle der Ablehnung mit den Gründen derſelben, 
ertheilt werden. 8 17 


Behufs Erhaltung der kirchengeſetzlichen e den Thätigkeiten der 
Verwaltung ſteht der Generalſynode auch der Weg der Beſchwerde offen. Gegen⸗ 
an derſelben find Verletzungen kirchengeſetzlicher Vorſchriften durch Verfügungen 
er Kirchenbehörden, welche im kirchlichen Inſtanzenwege keine Abhülfe gefunden 
haben. Die von der Generalſynode darüber gefaßten Beſchlüſſe gehen an den 
Evangeliſchen Ober-Kirchenrath zur Prüfung und Beſcheidung. 


Wahrung der Einheit der Landeskirche. 


$. 18. 


Der Generalſynode werden die von den Provinzialſynoden gefaßten Be⸗ 
ſchlüſſe vorgelegt. Findet die Generalſynode, daß ein Beſchluß der Provinzial⸗ 
ſynode mit der Einheit der evangeliſchen Landeskirche in Bekenntniß und Union, 
in Kultus und Verfaſſung nicht vereinbar iſt, fo iſt demſelben die kirchen⸗ 
regimentliche Beſtätigung zu verſagen. Iſt ſolche bereits ertheilt, ſo hat die 
Kirchenregierung ihn außer Kraft zu ſetzen. 


Verhältniß zu anderen Kirchengemeinſchaften. 


$. 19. 


Die Generalſynode nimmt Kenntniß von den ee der Landeskirche 
u den übrigen Theilen der Deutſchen evangeliſchen Kirche, beſchließt über die 
Fr weiteren Entwickelung ihres Gemeinſchaftsbandes dienenden Einrichtungen 
und betheiligt ſich durch von ihr gewählte Abgeordnete an etwaigen Vertretungs— 
körpern der Deutſchen evangeliſchen Kirche. 

Zur Theilnahme der Landeskirche an anderen kirchlichen Verſammlungen, 
insbeſondere denen von internationaler oder interkonfeſſioneller Art, bedarf es 
der Zuſtimmung der Generalſynode. 


Wahl des Präſidiums, des Synodalvorſtandes und Synodalraths. 


$. 20. 
Die Generalſynode wählt beim Beginne ihrer e Verſammlung 
($. 29.) und für die Dauer derſelben ihr Präſidium, beſtehend aus einem Prä⸗ 
ſidenten, einem Vizepräſidenten und vier Schriftführern. 5 
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6. 21. 
Am Schluſſe jeder ordentlichen Verſammlung ($. 24.) wählt die General⸗ 
ſynode den Synodalvorſtand und Synodalrath auf eine N von 
ſechs Jahren. Wird die Verſammlung geſchloſſen, bevor dieſe Wahl ftattgefunden 
hat, jo treten die für die frühere Synodalperiode Gewählten wieder in Funktion. 


$. 22. 


Der Synodalvorſtand beſteht aus einem Vorſitzenden, aus einem Stell⸗ 
vertreter deſſelben und aus fünf Beiſitzern. Für die Beiſitzer werden Erſatz⸗ 
männer gewählt, welche bei Verhinderung der erſteren in den Vorſtand berufen 
werden. Scheiden bei nicht verſammelter Synode ſowohl der Vorſitzende als 
900 N 75 aus, ſo wählen die Beiſitzer unter ſich für die Reſtzeit einen 

rſitzenden. 

Der Synodalvorſtand tritt außer Funktion, ſobald die nächſte ordentliche 
Verſammlung der Generalſynode ihr Präſidium gewählt hat. 


§. 23. 

Zum Synodalrath wählt die Generalſynode achtzehn Mitglieder, welche zu— 
ſammen mit dem Vorſtande den Synodalrath bilden. 

Von den Gewählten müſſen je drei den Provinzen Preußen, Brandenburg 
und Sachſen, je zwei den Provinzen Pommern, Schleſien, Weſtphalen und der 
Rheinprovinz, eines der Provinz Poſen, angehören. Für dieſelben werden Erſatz⸗ 
8 gewählt, welche bei Verhinderung der erſteren zur Funktion berufen 

erden. 

Der Synodalrath endet feine Funktion mit der Eröffnung der nächſten 
ordentlichen Generalſynode. 


III. 
Verſammlungen der Generalſynode. 


$. 24. 

Die Generalſynode tritt auf Berufung des Königs und zwar alle ſechs Jahre 
zu ordentlicher Verſammlung zuſammen. Zu außerordentlicher Verſammlung 
kann ſie nach Anhörung des davor des jederzeit berufen werden. 

Dem Könige ſteht es zu, jederzeit die Verſammlung zu ſchließen oder zu 
vertagen. 
§. 25. 


Während der Verſammlung der Synode findet in allen evangeliſchen 
Hauptgottesdienſten der Landeskirche eine Fürbitte für die Synode ſtatt. 


$. 26. 
Als Königlicher Kommiſſar zur Wahrnehmung der Zuſtändigkeiten des 
oberſten Kirchenregiments bei der Synode fungirt der Präſident des Evangeliſchen 
ber Kirchenraths. In Vakanzfällen oder bei dauernder Verhinderung ernennt 
er König einen anderen Kommiſſar. N 
Jahrgang 1876. (Nr. 8398.) 9 a 
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Der Königliche Kommiſſar ift befugt, jederzeit das Wort zu ergreifen und 
Anträge zu ſtellen. Er kann Mitglieder des Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths 
mit ſeiner Beihilfe und vorübergehenden Vertretung beauftragen. 

Der Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten und die von ihm ernannten 
Kommiſſarien ſind berechtigt, den Sitzungen beizuwohnen und . das Wort 
zu ergreifen, ſofern ſie es im Intereſſe des Staates für erforderlich erachten. 


§. 27. 

Die Synode regelt ihren Geſchäftsgang. Bis dies geſchieht, iſt eine 
proviſoriſche Geſchäftsordnung maßgebend, welche der Evangeliſche Ober-Kirchen— 
rath ertheilt. N 

28. 


Der Präſident der Synode leitet die Verhandlungen und handhabt die 
äußere Ordnung. 8 2 
29. 


Der Vorſitzende des Synodalvorſtandes eröffnet die Synode, berichtet über 
die bisherige Wirkſamkeit des Synodalvorſtandes während der verfloſſenen 
Synodalperiode, ſowie über die Verhandlungen der während derſelben Zeit 
abgehaltenen 1 be „ſoweit fie für die geſammte Landeskirche von 
Bedeutung. find; er berichtet ferner über die Legitimation der Synodalmitglieder 
und leitet die Wahl des Präſidiums. 

Die Verſammlung beſchließt über die Legitimation ihrer Mitglieder. 


$. 30. 


Die Mitglieder werden nach Konſtituirung des Präſidiums von dem Prä⸗ 
ſidenten mit dem in der Kirchengemeinde⸗ und Synodalordnung vom 10. ep⸗ 
tember 1873. §. 63. vorgeſchriebenen Gelöbniß verpflichtet. 


$. 31. 
Am Tage nach der Eröffnung der Synode findet ein feierlicher Synodal- 
Gottesdienſt ſtatt. 
Jede einzelne Sitzung beginnt mit einer kurzen Schriftvorleſung und Gebet 
und ſchließt mit einem Segenswunſch. Die Synode wird mit Gebet geſchloſſen. 


1 32. 


Die Verhandlungen ſind öffentlich. Eine vertrauliche Berathung kann 
durch Beſchluß der Synode verfügt werden. 

Zur Ahh get iſt die Anweſenheit der Mehrheit der geſetzlichen Zahl 
der Mitglieder erforderlich. Die Beſchlußfaſſung erfolgt mit abſoluter Mehrheit 
4 N Stimmen. Bei Stimmengleichheit gilt der Antrag als ab⸗ 
gelehnt. 

Wahlhandlungen ſind, wenn zunächſt relative Mehrheiten ſich ergeben, 
durch engere Wahl bis zur Erreichung einer abſoluten Mehrheit fortzusetzen. 
Für die Wahl zu Kommiſſionen genügt die relative Mehrheit. Bei Stimmen: 
gleichheit entſcheidet das Loos. 

Einer 


3 


Einer zweimaligen Berathung und Beſchlußfaſſung bedarf es, wenn es ſich 
um Kirchengeſetze ($. 6) oder um Bewilligung neuer Ausgaben ($$.14., 15.) handelt. 
Aenderungen der Kirchenverfaſſung in Bezug auf die Zuſammenſetzung 
oder die Befugniſſe der Gemeindeorgane oder der Synoden können nur mit einer 
Mehrheit von Zweidritteln der abgegebenen Stimmen in der Generalſynode be⸗ 
ſchloſſen werden. 
. $. 33, 


Das Präſidium ſorgt für die Aufzeichnung, Redaktion und Beglaubigung 
der Sipungeprbtekoll. Bel der Aufzeichnung kann es von Mitgliedern der 
Synode unterſtützt werden, welche ſich auf Einladung des Präſidiums dieſem 
Geſchäfte unterziehen. 


IV. 
Synodalvorſtand und Synodalrath. 


. 34. 


Als ſelbſtſtändiges Kollegium hat der Vorſtand der Generalſynode den 

folgenden Wirkungskreis: 

1) Er erledigt die ihm von der Kirchenregierung gemachten Vorlagen. 

2) Er beſchließt über die in ſeiner eigenen Mitte geſtellten Anträge auf 
Beſeitigung von Mängeln, welche bei der kirchlichen Geſetzgebung und 
Verwaltung hervortreten. Beſchlüſſe der letzteren Art ir „ jofern 
ihnen im 5 entſprochen werden kann, als Anträge an 
den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath. Verlangt ihre Ausführung den 
Weg der Geſetzgebung, ſo kann der Synodalvorſtand entweder die 
Beſchreitung deſſelben bei der Kirchenregierung beantragen, oder ſelbſt 
einen Geſetzentwurf behufs ſeiner Einbringung in der Generalſynode 
ausarbeiten ($. 6.). 

3) Er vertritt die nicht verfammelte Generalſynode, wenn Anordnungen, 
welche regelmäßig der beſchließenden Mitwirkung der Generalſynode 
bedürfen, wegen ihrer Unaufſchieblichkeit durch e ee 
Erlaß proviſoriſch getroffen werden ſollen. Solche Erlaſſe können nur 
ergehen, wenn der Synodalvorſtand ſowohl die Unaufſchieblichkeit 
anerkennt, als auch ihrem Inhalte zuſtimmt und mit ausdrücklicher 
Erwähnung dieſer ſeiner Mitwirkung. Sie ſind der nächſten General⸗ 
ſynode zur Prüfung und Genehmigung vorzulegen und, wenn die 
letztere verſagt wird, außer Wirkſamkeit zu ſetzen. 

40 Er bereitet die nächſte Verſammlung der . ſoweit ihm 
dies obliegt, vor, insbeſondere durch Prüfung der egitimationen und 
Feſtſtellung des der Generalſynode abzuftattenden Berichts ($. 29.). 

5) In Bezug auf die vorangegangene Verſammlung erledigt er die zur 
Ausführung ihrer N erforderlichen Geſchäfte und ſorgt für den 
Druck und die Vertheilung der Synodalprotokolle. 

6) Er verwaltet die General⸗Synodalkaſſe ($. 38.) und übt die ihm in 

N $. 11. zugewieſenen Funktionen. 
(Nr. 8398.) 4* Ver⸗ 
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Verlangt der Synodalvorſtand, bevor er ſich in Angelegenheiten der unter 
Nr. 2. und 3. bezeichneten Art ſchlüſſig macht, eine gemeinſchaftliche Berathung 
mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath, ſo hat der letztere eine ſolche zu ver— 
anſtalten. 8. 35 


Der Synodalvorſtand wird zur Exledigung derjenigen Geſchäfte, welche 
ihm ſelbſtſtändig bei nicht verſammelter Synode obliegen (F. 34.), nach Verein⸗ 
barung mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath von feinem Vorſitzenden nach 
Berlin berufen. 

Zu einem gültigen Nun des Synodalvorſtandes bedarf es der An⸗ 
weſenheit von wenigſtens fünf Mitgliedern. Bei Stimmengleichheit giebt die 
Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die Erledigung einzelner Geſchäfte im ſchriftlichen Wege iſt ausnahms⸗ 
weiſe nach dem Ermeſſen des Vorſitzenden zuläſſig. 

Der Synodalvorſtand regelt ſeinen Geſchäftsgang durch ſeine Beſchlüſſe. 
Es ſteht ihm frei, aus ſeiner Mitte für beſtimmte Geſchäfte Ausſchüſſe zu bilden 
oder auch einzelne Mitglieder mit ſolchen zu beauftragen. 


§. 36. 


Mit dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath wirkt der Synodalvorſtand 
zuſammen: 

1) wenn in der Rekursinſtanz entweder über Einwendungen der Gemeinde 

gegen die Lehre eines zum Pfarramt Deſignirten, oder über die wegen 
angels an Wa mit dem Bekenntniß der Kirche ange⸗ 
fochtene Berufung eines ſonſt Anſtellungsfähigen zu einem geiſtlichen 
Amte, oder in einer wegen Irrlehre gegen einen Geiſtlichen geführten 
Disziplinarunterſuchung Entſcheidung abgegeben werden foll; 

2) bei der Feſtſtellung der von der Kirchenregierung der Generalſynode 
vorzulegenden Geſetzentwürfe und der zur Ausführung der landeskirch⸗ 
lichen Geſetze erforderlichen Inſtruktionen, 

3) bei den dem Evangelifchen Ober-Kirchenrath zuſtehenden Vorſchlägen 
für die Beſetzung der General: Superintendenturen; 

4) bei Vertretung der evangeliſchen Landeskirche in ihren vermögens⸗ 
rechtlichen Angelegenheiten / 

5) in anderen Angelegenheiten der kirchlichen Centralverwaltung von vor- 
züglicher a in welchen der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath die 
Zuziehung des Synodalvorſtandes beſchließt. 

Die Mitwirkung des Vorſtandes findet in der Weiſe ſtatt, daß die Mit⸗ 
glieder deſſelben, nach vorheriger Mittheilung der Gegenſtände der Berathung, 
auf ns durch den Präſidenten des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths an 
den betreffenden Berathungen und Beſchlüſſen als außerordentliche Mitglieder 
des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths mit vollem Stimmrecht Theil nehmen. 
In der Ausfertigung ſolcher Beſchlüſſe iſt ihrer Mitwirkung Erwähnung zu 
thun. Dem Erforderniß der Mitwirkung iſt entſprochen, wenn wenigſtens vier 
Mitglieder des Vorſtandes Theil genommen haben. 
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§. 37. 5 

Der Synodalrath ($. 23.) wird in jedem Jahre einmal in Berlin ver⸗ 
ſammelt, um mit dem Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath in deſſen Sitzung über 
Aufgaben und Angelegenheiten der Landeskirche zu berathen, in welchen die 
Kirchenregierung zur Feſtſtellung leitender Grundſätze den Beirath dieſes landes⸗ 
kirchlichen Synodalorgans für nothwendig erachtet. a 

Die Berufung erfolgt durch den e e Ober⸗Kirchenrath. i 

Die Verſammlung des Synodalraths kann in den Jahren ausfallen, in 
welchen die Generalſynode ſich verſammelt. 


v. 
Koſten. 


$. 38. 

Zur Beſtreitung der Koſten der Generalſynode, ſowie der Vorſtände der⸗ 
ſelben und der von 585 letzteren beſtellten Ausſchüſſe und Kommiſſionen wird 
eine General⸗Synodalkaſſe gebildet. Dieſe erhält ihren Bedarf, ſoweit nicht 
andere Mittel für jenen Zweck gewidmet ſind, durch die Beiträge der Provinzial⸗ 
Synodalkaſſen. Für die Vertheilung dieſer Beiträge über die einzelnen Provinzen 
und die Beſchaffung der auf dieſe entfallenden Summen ſind die Beſtimmungen 
des §. 14. Satz 2. und 3. maßgebend. Die Abführung geſchieht an den Vor⸗ 
ſtand der Generalſynode. 850 


„Der Synodalvorſtand legt die Rechnung der General⸗Synodalkaſſe. Die 
Prüfung und Entlaſtung dieſer Rechnung erfolgt durch die Generalſynode. 
Beſchließt die Generalſynode auf den Antrag ihres Vorſtandes die Ver⸗ 
waltung der Synodalkaſſe durch den Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath, fo erfolgt 
fie bei diefem; Rechnungslegung und Entlaſtung richten fi dann nach den 
Vorſchriften des $. 11. a 


Den Mitgliedern der Generalſynode, ihres Vorſtandes und des Synodal⸗ 
rathes gebühren Tagegelder und, ſoweit fie nicht am Orte ihrer ſynodalen Wirk⸗ 
ſamkeit ihren Wohnſiz haben, Reiſekoſten. Dieſelben gehören zu den Synodal⸗ 
koſten und werden nach den vom Evangeliſchen Ober⸗Kirchenrath vorläufig zu 
beſtimmenden, definitiv mit der Generalſynode zu vereinbarenden Sätzen aus der 
General⸗Synodalkaſſe beſtritten. 


VI. N 
Schlußbeſtimmungen. 


$. 41. 
Die Neuregelung der U zwiſchen den Staatsbehörden 


einerſeits und den Kirchenbehörden andererſeits bleibt ſtaatlicher Anordnung 
vorbehalten. N 


(Nr. 8398 ) f S. 42. 
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$. 42. 


Die $$. 50., 59., 61. und 62. der Kirchengemeinde und Synodalordnung 
vom 10. September 1873. ſind aufgehoben. 

An die Stelle derſelben treten die Beſtimmungen der nachfolgenden 
$$. 43. bis 46. 


$. 43. 


Die Kreisſynode beſteht aus: 


1) dem Superintendenten der Diözefe als Vorſitzenden. 
Unter mehreren zur Synode gehörigen Superintendenten gebührt 
der Vorſitz dem im Ephoralamt älteren 


2) ſämmtlichen innerhalb des Kirchenkreiſes ein Pfarramt definitiv oder 
vikariſch verwaltenden Geiſtlichen. Geiſtliche an Anſtalten, welche keine 
Parochialrechte haben, Militairgeiſtliche und ordinirte ülfsgeiſtliche ſind 
nur befugt, mit en Stimme an der Synode Theil zu nehmen. 
Zweifel über den Umfang der Theilnahmeberechtigung einzelner Geift- 
lichen entſcheidet das Konſiſtorium; 

3) der doppelten Anzahl gewählter Mitglieder. Die Hälfte derſelben wird 
aus den derzeitigen Aelteſten oder aus der Zahl der früheren Aelteſten 

ewählt, in der Weiſe, daß jede Gemeinde ſo viele Mitglieder ent⸗ 
ſendet, als ſie ſtimmberechtigte Geiſtliche in der Synode hat. Die 
andere Hälfte wird aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und ver- 
dienten Männern des Synodalkreiſes von den an Seelenzahl ſtärkeren 
Gemeinden gewählt. Diejenigen Gemeinden, welche hiernach noch 
ein oder mehrere Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl dieſer 
Mitglieder, werden unter Berüdfichtigung der Seelenzahl, ſowie der 
ſonſtigen örtlichen Verhältniſſe der Gemeinden und des Kreiſes, das 
erſte Mal nach Anhörung des Kreis-Synodalvorftandes durch Anord— 
nung des durch den Provinzial⸗Synodalvorſtand verſtärkten Konſiſtoriums, 
demnächſt Er nach Anhörung der Kreisſynode durch Beſchluß 
der Provinzialſynode beſtimmt. 

Die Wahl dieſer Mitglieder erfolgt auf 3 Jahre und wird durch 
die vereinigten Gemeindeorgane, bei verbundenen Gemeinden der Ges 
ſammtparochie, vollzogen; wo verfaſſungsmäßig eine Gemeindevertre: 
tung nicht vorhanden iſt, erfolgt die Wahl durch den Gemeinde Kirchen⸗ 
rath. Diejenigen weltlichen Mitglieder der Kreisſynode, welche noch 
kein Gelübde als Aelteſte abgelegt haben, werden von dem Vorſitzenden 
der Kreisſynode mit demjenigen Gelübde verpflichtet, welches die Mit⸗ 
Ber der Provinzialſynode nach $. 63. der Kirchengemeinde⸗ und 

ynodalordnung vom 10. September 1873. 5. leiſten haben. Die 
Gewählten den das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben. 

Seitens der Kirchenregierung iſt Darauf hinzuwirken, daß durch 
Theilung der größeren Diözeſen eine übermäßig große Zahl der zu 
einer Kreisſynode gehörigen Mitglieder vermieden werde. s 57 
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Die Provinzialſynode wird zuſammengeſetzt aus: 
1) den von den Kreisſynoden oder Synodalverbänden der Provinz zu 
wählenden Abgeordneten; 


2) einem von der evangeliſch⸗theologiſchen Fakultät der Provinzial⸗Univer⸗ 
81 (für Poſen der Univerſität Breslau) zu wählenden Mitgliede dieſer 
akultät 


3) den vom Könige zu ernennenden Mitgliedern, deren Zahl den ſechsten 
Theil der nach Nr. 1. zu wählenden Abgeordneten nicht überſteigen ſoll. 


Die Berufung aller Synodalmitglieder erfolgt für eine Synodalperiode 
von drei Jahren. i 


$. 45. 


Ji.oeder Kreis⸗Synodalbezirk ift ein Wahlkreis, feine Kreisſynode der Wahl⸗ 
körper. Iſt jedoch in der Provinz eine größere Anzahl von Kreisſynoden vor⸗ 
handen, ſo iſt durch Vereinigung mehrerer Kreisſynoden zu einem Wahlverbande 
die Zahl der Wahlkreiſe auf fünfunddreißig, in den Provinzen Brandenburg und 
Sachſen auf vierzig zu verringern. In dem Wahlverbande bilden die vereinigten 
Kreisſynoden den Wahlkörper. 

Die Anzahl und die Begrenzung der durch Zuſammenlegung von Kreis⸗ 
ſynoden gebildeten Wahlkreiſe wird bis zur anderweiten kirchengeſetzlichen Regelung 
durch Königliche Verordnung beſtimmt. 

Die Zahl der von den Kreisſynoden und Wahlverbänden zu wählenden 
Wilen (§. 44. Nr. 1.) beträgt das Dreifache der in der Provinz vorhandenen 

ahlkreiſe. 


Für jeden Abgeordneten wird gleichzeitig ein Stellvertreter gewählt. 


$. 46. 
Die Wahl erfolgt in der Weiſe, daß in jedem Wahlkreiſe 


1) ein Abgeordneter aus den innerhalb des Wahlkreiſes in geiſtlichen 
Aemtern der Landeskirche angeſtellten Geiſtlichen, 


2) ein Abgeordneter aus ſolchen Angehörigen des Wahlkreiſes gewählt 
wird, welche in Kreisſynoden oder in den Gemeindekörperſchaften des- 
ſelben als weltliche Mitglieder zur Zeit der Kirche dienen oder früher 
gedient haben, 

3) das letzte Drittheil der Abgeordneten wird von den an Seelenzahl 
ſtärkeren Kreisſynoden und Wahlverbänden aus den angeſehenen, 
kirchlich erfahrenen und verdienten Männern des Provinzialbezirks ge: 
wählt. Diejenigen Wahlkörper, welche hiernach eines oder mehrere 
dieſer Mitglieder zu wählen haben, ſowie die Zahl dieſer Mitglieder 
werden unter Berückſichtigung der Seelenzahl das erſte Mal durch 
Anordnung des Evangeliſchen Ober-Kirchenraths, demnächſt endgültig 

3 durch Beſchluß der Provinzialſynode beſtimmt. Dieſer Beſchluß Bl 
r. 8898.) er 
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der Beſtätigung des durch den Vorſtand der Generalſynode ver⸗ 


ſtärkten Evangeliſchen Ober⸗Kirchenraths. 
Die weltlichen Mitglieder müſſen das 30. Lebensjahr zurückgelegt haben. 


$. 47. 


Die Amtsthätigkeit der jetzigen Kreisſynoden und Kreis⸗Synodalvorſtände, 
Provinzialſynoden und Provinzial⸗Spnodalvorſtände erliſcht mit dem Tage, an 
welchem die nach der e Ordnung gebildeten Synoden und Synodal⸗ 
vorſtände in Wirkſamkeik treten. | 


$. 48. 


Bis zur i des Präſidiums der erſten Generalſynode werden 
die dem Synodalvorſtand oder ſeinem Vorſitzenden beigelegten Funktionen durch 
den Evangeliſchen Ober-Kirchenrath oder deſſen Präſidenten ausgeübt. 


$. 49. 
Die zur Ausführung dieſer Ordnung erforderliche Inſtruktion wird von 
dem Evangeliſchen Ober-Kirchenrath im Einverſtändniß mit dem Miniſter der 
geiſtlichen Angelegenheiten erlaſſen. 


’ 
Redigirt im Büreau des Staats, Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei 
(A. v. Decker). 
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